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Zehnte Novelle zum Soldatengesetz 
(Schriftlicher Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Eine Übergangsregelung, die die Beförderung zum Leutnant 
nach zwei Jahren ermöglichte, ist am 31. März 1970 ausgelaufen. 
Wegen des großen Fehls an jungen Offizieren ist eine Verlän- 
gerung der Beförderungsfrist nicht vertretbar. 

Die Erklärungsfrist von sechs Monaten für Strahlflugzeugführer 
nach der 7. Novelle zum Soldatengesetz hat sich als zu kurz 
erwiesen. 


B. Lösung 

Weitere Verkürzung der Beförderungsfrist zum Leutnant auf 
21 Monate, befristet bis zum 31. Dezember 1974. Verlängerung 
der Erklärungsfrist bis zum 27. März 1974 (Artikel 1 Abs. 2 der 
7. Novelle). 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

5,1 Millionen DM ab 1972, vorher etwas weniger. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zehnten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache VI/938 — 


A. Bericht des Abgeordneten Biehle 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 58. Sitzung am 16. Juli 1970 in erster Le- 
sung beraten und an den Verteidigungsausschuß 
federführend und an den Haushaltsausschuß nach 
§ 96 GO überwiesen. Der Verteidigungsausschuß 
behandelte den Entwurf in seiner Sitzung am 
17. September 1970. Der Haushaltsausschuß wird 
seinen Bericht nach § 96 GO gesondert vorlegen. 

II. Zu Artikel 1 

§ 27 des Soldatengesetzes schreibt als gesetzliche 
Dienstzeit für die Beförderung zum Leutnant drei 
Jahre vor. Schon bisher war die Bundesregierung 
durch § 71 Abs. 1 des Soldatengesetzes bis zum 
31. März 1970 ermächtigt, diese Dienstzeit auf 21 Mo- 
nate zu verkürzen. 

Die Gründe, die bisher für eine verkürzte Dienst- 
zeit maßgeblich waren, bestehen auch in den näch- 
sten Jahren weiter, nämlich der erhebliche Mangel 
an Offizieren in den Dienstgraden Leutnant bis 
Hauptmann. 

Durch die Maßnahme kann der Offizier früher 
einer Truppenverbindung zugeführt werden; außer- 


dem ist zu hoffen, daß sich die besseren Beförde- 
rungsmöglichkeiten als ein Anreiz für die Bewer- 
bung zum Zeit- oder Berufsoffizier auswirken 
werden. 

Bei der Beratung des Gesetzentwurfs im Verteidi- 
gungsausschuß wurde auch die Frage erörtert, wie 
sich die verkürzte Beförderungsdienstzeit auf die 
Ausbildung auswirkt. Die Offiziersausbildung ver- 
kürzt sich zunächst, so daß z. B. der Offizier mit 
zweijähriger Verpflichtungszeit in der Lage ist, nach 
21 Monaten die Aufgaben eines Zugführers wahr- 
zunehmen und den Kompaniechef zu vertreten. 
Längerdienende Zeitoffiziere und Berufsoffiziere er- 
halten hingegen nach einer Beförderung zum Leut- 
nant eine ergänzende Fortbildung, die sie zur Wahr- 
nehmung höherer Funktionen befähigen soll. 

Eine unzumutbare Bindung des Dienstherrn ist mit 
der Beförderung des Berufsoffiziersanwärters zum 
Leutnant jedoch nicht verbunden, da dieser auch 
dann noch wegen mangelnder Eignung nach § 46 
Abs. 5 des Soldatengesetzes entlassen werden kann. 

Der Verteidigungsausschuß empfahl der Bundes- 
regierung im Laufe der Beratungen mit 4 Stimmen 
bei zahlreichen Enthaltungen, das Mindestlebens- 
alter für die Beförderung zum Hauptmann auf 
26 Jahre herabzusetzen. 


Bonn, den 5. Oktober 1970 


Biehle 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/938 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 5. Oktober 1970 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Biehle 

Berichterstatter 



